
Thema. |  Mittwoch, 17. Mai 2017  |  Seite 3

Kommentar

Glättli und 
die Galerie
Von Martin Furrer

Balthasar Glättli
ist besorgt. Glättli
ist empört. Glättli
ruft «Skandal».
Die Affäre um den
Schweizer Spion, 
der in Deutsch-
land verhaftet 
wurde, treibt den Nationalrat der
Zürcher Grünen um – so stark, dass
er dieser Tage nur noch in Ausrufe-
zeichen spricht. Glättli fordert die
Einsetzung einer Parlamentarischen
Untersuchungskommission. Dieser
Ausschuss aus Mitgliedern beider
Kammern soll herausfinden, welche
Rolle der Schweizer Nachrichten-
dienst und die Bundesanwaltschaft 
in diesem Agenten-Stück gespielt
haben.
Eine Parlamentarische Untersu-
chungskommission wird nur dann
aufgeboten, wenn National- und
Ständerat überzeugt sind, es seien 
«Vorkommnisse von grosser
 Tragweite» zu klären. Das war erst
viermal der Fall: 1964 wegen der
Mirage-Beschaffung, 1989 nach dem
Rücktritt von Bundesrätin Elisabeth
Kopp, 1990 im Zusammenhang mit
der Fichenaffäre und 1996 wegen 
Problemen mit der Pensionskasse 
des Bundes.

Ist nun aber die Tatsache, dass sich 
die Schweiz endlich aktiv bemüht, 
gegen die Hehlerei mit Bank kunden-
Daten vorzugehen, indem sie in
Deutschland mit eigenen Agenten
Gegenaufklärung betreibt, Grund
genug, parlamentarische Inquisi-
toren loszuschicken? Gewiss, es gibt
berechtigte Fragen zur Rolle der
Bundesanwaltschaft, die einen
Schweizer Agenten ins Messer laufen 
liess, indem sie deutschen Behörden
Akteneinsicht gewährte, ohne
 verräterische Passagen vorher zu
schwärzen. Zu deren Klärung
braucht es aber keine Parlamentari-
sche Untersuchungskommission.
Glättli will auch wissen: «Setzt der
Nachrichtendienst ungeeignete
Leute ein?» Solchen und anderen
Fragen kann die Geschäftsprüfungs-
Delegation, die den Nachrichten-
dienst permanent beaufsichtigt,
heute schon selber nachgehen.
Glättli ist ein begeisterter Zuschauer
der Fernsehserie «House of Cards». 
Darin spielt Hauptdarsteller Kevin
Spacey den kühl kalkulierenden
Kongressabgeordneten Frank
 Underwood. Dank machiavellisti-
schem Geschick bringt er es bis zum
Präsidenten der USA.
Glättli müsste froh sein, dass die
Schweiz handelt, statt sich mit der
Opferrolle abzufinden. Glättli
müsste frohlocken: Hurra, wir spio-
nieren wieder! Stattdessen verlangt
er, das neue Gesetz zum Nachrich-
tendienst, das seinen Mitarbeitern 
mehr Kompetenzen gibt, zu sistieren,
«bis alle offenen Fragen beantwortet 
sind».
Balthasar Glättli gefällt sich in der
Rolle des Anklägers. Man wird den
Verdacht nicht los: Ihm geht es nicht
um die Sache. Glättli inszeniert sich 
für die Galerie. martin.furrer@baz.ch

«Wir müssen endlich das Tabu brechen»
Für den Ökonomen Rolf Weder dreht sich alles darum, die Migration einzuschränken

Von Andrea Sommer, Bern

Die Schweiz hat zwar einst Ja gesagt zur
Personenfreizügigkeit. Allerdings nur 
unter der Bedingung, dass gleichzeitig
der Arbeitnehmerschutz ausgebaut
würde. Das war die Geburtsstunde der
flankierenden Massnahmen, die Behör-
den, Wirtschaft und Gewerkschaften 
einen immensen Kontrollaufwand
bescheren. Wie das Staatssekretariat für
Wirtschaft (Seco) letzte Woche mitteilte, 
wurden allein letztes Jahr 42 000
Betriebe und rund 164 000 Personen auf
die Einhaltung der Lohn- und Arbeitsbe-
dingungen kontrolliert. Laut Bundesrat
soll es noch mehr Kontrollen geben.
Einen Ausbau forderte zuletzt auch 
SP-Präsident Christian Levrat im Inter-
view mit der BaZ. Zudem seien die Mass-
nahmen bei einem allfälligen Rahmen-
abkommen mit der EU nicht verhandel-
bar. Dies obwohl sie laut EU zum Teil im
Widerspruch zur Freizügigkeit stehen.
Etwa die Acht-Tage-Regel, wonach aus-
ländische Firmen einen Arbeitseinsatz
acht Tage zuvor anmelden müssen.

Avenir Suisse hingegen fordert, die
flankierenden Massnahmen «im Inte-
resse eines liberalen Arbeitsmarktes»
abzubauen. Die wirtschaftsliberale 
Denkfabrik hält in einem Bericht fest, 
dass sich dies vor dem Lohndruck aus
dem Ausland als «weitgehend unbe-
gründet» erwiesen habe. Rolf Weder, 
Professor für Aussenwirtschaft und
Europäische Integration an der Univer-
sität Basel, fordert zwar keinen Abbau
der flankierenden Massnahmen. Aller-
dings seien sie ein Fremdkörper in der
Marktwirtschaft.

BaZ: Herr Weder, die flankierenden 
Massnahmen widersprechen EU-Recht. 
Inwiefern würde ein Rahmenvertrag mit
der EU diese gefährden?

Rolf Weder: Das hängt davon ab, was 
ein institutionelles Rahmenabkom-
men genau beinhalten wird. Wenn
damit die einheitliche Anwendung
der bilateralen Abkommen zwischen 
der Schweiz und der EU sichergestellt
wird, dann kommen die flankieren-
den Massnahmen möglicherweise
unter Druck. Die EU könnte diese als
eine Einschränkung der Personenfrei-
zügigkeit interpretieren. Es gibt übri-
gens auch Bereiche, in denen die EU
die Importe aus der Schweiz benach-
teiligt, etwa im öffentlichen Beschaf-
fungswesen. Auf diesen versteckten
Protektionismus hat mein Kollege
Simon Evenett von der Universität
St. Gallen kürzlich hingewiesen.
Schweizer Firmen werden so diskri-
miniert und damit bilaterale Abkom-
men nicht eingehalten.

Weshalb schränken die Flankierenden 
die Personenfreizügigkeit ein?

Ausländische Arbeitskräfte wären
wohl bereit, in der Schweiz zu tieferen
Löhnen zu arbeiten, als dies Schwei-
zer tun. Dies wäre für Schweizer 
 Firmen attraktiv. Bei einer freien
Preisbildung wäre so der Zustrom von 
ausländischen Arbeitskräften höher. 
Mit den Flankierenden wollte man
verhindern, dass in der Schweiz die
Löhne unter Druck kommen. Nun 
müssen Arbeitgeber auch dort bran-
chen- und ortsübliche Löhne zahlen,
wo es keine Gesamtarbeitsverträge 
gibt. Wenn man Arbeitnehmer nicht
beschäftigen darf, die bereit sind, für
weniger Geld zu arbeiten, dann hat
das einen Effekt auf die Arbeitsmigra-
tion. Das wäre, wie wenn man beim
Güterhandel Importe aus dem Aus-
land nur zulassen würde, wenn ihr
Preis mindestens dem Preis von inlän-
dischen Produkten entspricht. So
betrachtet widersprechen die flankie-
renden Massnahmen grundsätzlich 
der Idee der Personenfreizügigkeit.

Die Migration lässt sich so nicht  steuern –
sonst wäre die Masseneinwanderungs-
Initiative (MEI) chancenlos gewesen.

Ohne Flankierende wäre die Einwan-
derung allerdings noch höher. Zudem
bin ich davon überzeugt, dass die
Löhne in gewissen Branchen und
Beschäftigungen höher wären, wenn
wir die Immigration auf die Hälfte
der heutigen Zahl beschränkten.

Wo?
Überall dort, wo der Anteil ausländi-
scher Arbeitskräfte hoch ist, also etwa

im Gesundheitswesen. Die Löhne 
würden dort steigen, um diese Jobs 
für Schweizer Arbeitnehmer attraktiv 
zu machen.

Allerdings haben wir heute Probleme mit
den steigenden Kosten im Gesundheits-
wesen.

Die Frage ist, was man will. Mittelfris-
tig würde sich bei einer Beschrän-
kung der Immigration das Angebot 
im Gesundheitswesen, aber auch in 
der Gastronomie, wohl ziemlich ver-
ändern. Es entstünden Innovationen,
es würden Bereiche gefunden, in
denen statt Menschen vermehrt
Maschinen eingesetzt werden.
Menschliche Arbeitskräfte würden
vor allem dort eingesetzt, wo der
Wert hoch ist. Früher, und das ist
noch nicht so lange her, konnte man 
Zugbillette nur am Schalter kaufen.
Heute macht man das an Automaten,
im Internet oder per App.

SP-Präsident Christian Levrat sagt, die
Flankierenden seien bei Verhandlungen
zum Rahmenabkommen tabu und sie
seien auszubauen.

Diese Haltung zeigt, dass das Lohn-
niveau in der Schweiz durch die Per-
sonenfreizügigkeit wohl unter Druck 
geraten ist. Letztlich bedeutet aber 
ein Ausbau der Flankierenden auto-
matisch eine stärkere Beschränkung
der Personenfreizügigkeit. Noch ist es 
in der EU salonfähig, dass man das
macht. Irgendwann könnte die EU
dies allerdings nicht mehr zulassen.
Dann müsste die SP so konsequent
sein und sagen: Wenn wir die Migra-
tion nicht mehr über den Preis steu-
ern können, dann tun wir das offiziell
über die Menge.

Also doch Kontingente?
Als Ökonom kann ich mir eine men-
genmässige Beschränkung der Ein-
wanderung so vorstellen, dass wir
die Arbeits- und Aufenthaltsgeneh-
migungen versteigern. Dann werden
die Arbeitgeber diejenigen auswäh-
len, welche in der Schweiz den
höchsten Mehrwert generieren. Ten-
denziell also gut ausgebildete Fach-
kräfte.

Das wäre gegen das Prinzip der Chan-
cengleichheit.

Die Auswahl erfolgt ja aufgrund unter-
schiedlicher Qualifikation. Zudem
schränken die flankierenden Mass-
nahmen ein, wer kommen kann: Wer 
weniger gut qualifiziert ist und daher
zu einem tieferen Lohn in der Schweiz
arbeiten würde, kann das nicht. Wir 
müssten endlich das Tabu brechen
und dazu stehen: Alles, was wir tun,
also auch die flankierenden Massnah-
men, dreht sich letztlich darum, die
Effekte der Nettomigration etwas ein-
zuschränken.

Wie kann es sein, dass die Schweiz mit
den Flankierenden etwas beschlossen
hat, das EU-Recht zuwiderläuft?

Indem wir Brüssel gar nicht erst um 
Erlaubnis gebeten haben. Offensicht-
lich toleriert die EU das. Möglicher-
weise, weil man in Brüssel weiss, dass
der Effekt auf die Personenfreizügig-

keit eher gering ist. Oder aber man
sieht die Zusammenhänge nicht so
klar. Es tönt auch gut: EU-Bürger und
Schweizer werden nicht zu tieferen 
Löhnen beschäftigt als vorher.

Dann hätten Bundesrat und Parlament
die MEI einfach umsetzen können?

Es wäre wohl nicht viel passiert, wenn
wir auf einen echten Inländervorrang 
gepocht hätten. Heimlich hätten wir
das nicht tun können. Dafür ist die
MEI zu klar formuliert. Kontingente 
sind von allen als Beschränkung der
Immigration erkennbar. Auch stan-
den wir während des Abstimmungs-
kampfs stark im Schaufenster – 
anders als bei Flankierenden nach 
dem Ja zur Personenfreizügigkeit.

Aber es wäre ehrlicher, die MEI wortge-
treu umzusetzen, als auf flankierende
Massnahmen zu setzen?

Mir fehlt die offene Diskussion über
diese Themen. Heute schränken wir
die Personenfreizügigkeit indirekt
und mit sehr viel Kontrollaufwand
ein. Dadurch haben wir auf dem
Arbeitsmarkt eigentlich ein Kartell
errichtet. Dabei muss es möglich sein,
dass je nach Branche die Löhne auch 
sinken können. Die Flankierenden 
sind ein Fremdkörper in der Markt-
wirtschaft, und die Aufwände und die
Verzerrungen, die sie verursachen,
sind wohl erheblich. Ich spreche nicht
von der Einhaltung der Arbeitsmarkt-
normen, das ist selbstverständlich.
Wir sprechen hier von der Einhaltung
von Lohnniveaus.

Gibt es dazu keine Untersuchung?
Leider nein, eine saubere Analyse 
unter Einbezug von Alternativen
wäre jedoch wünschenswert.

Die Affäre um den 
Schweizer Spion treibt 
den Nationalrat der 
Zürcher Grünen um.

Höchster Mehrwert. Rolf Weder kann sich vorstellen, Arbeits- und Aufenthaltsbewilligungen zu versteigern.  Foto Kostas Maros

«Die Löhne in gewissen 
Branchen wären höher,
mit nur der Hälfte der
heutigen Immigration.»


